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Recherchen zur Rechtsbewertung bei 

fehlender Strafverfolgung von Politikern 

 

Warum Politikern in Deutschland keine Strafverfolgung droht 

Immer wieder werden Strafanzeigen gegen führende deutsche 
Politiker eingereicht, aber die haben fast nie irgendwelche Folgen. 
Warum ist das so? 

Die Antwort auf die Frage, warum Staatsanwaltschaften praktisch 
nie gegen deutsche Politiker ermitteln klingt nach 
Verschwörungstheorie: Es geschieht nicht, weil die Justiz in 
Deutschland nicht unabhängig ist. Da werden Sie sofort sagen, 
dass das nicht sein kann! Die Richter sind doch unabhängig, denen 
darf niemand Anweisungen geben! 

Das stimmt: Wenn eine Anklage vor Gericht kommt, dann ist der Richter 
nach dem Gesetz unabhängig und der Angeklagte muss sich vor dem 
Gesetz verantworten wie jeder andere auch. So steht es zumindest im 
Grundgesetz. Der Trick ist daher, dass man verhindern muss, dass es zu 
einer Gerichtsverhandlung kommt. Und das wurde in Deutschland getan. 

Im Gerichtsverfassungsgesetz steht nämlich, dass die 
Staatsanwälte weisungsgebunden sind. Das bedeutet, dass ihr 
Vorgesetzter ihnen ganz legal Anweisungen geben darf. Der 
Vorgesetzte des Staatsanwaltes kann entscheiden, welcher Anzeige 
der Staatsanwalt nachgeht und in welchen Fällen er nicht ermitteln 
darf. So steht es im Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) § 146: 

„Die Beamten der Staatsanwaltschaft haben den dienstlichen 
Anweisungen ihres Vorgesetzten nachzukommen.“ 

Und der Vorgesetzte des Staatsanwaltes ist laut §147 GVGV der 
Justizminister.  

Erinnern Sie sich noch an den Skandal „Rent a Minister“, bei dem die 
SPD Preislisten für Lobbyisten hatte? Die mussten der SPD nur den 
genannten Betrag überweisen und schon hatten sie Zugang zum SPD-
Minister ihrer Wahl.  

Das riecht nach Korruption und es dürfte auch mit den Gesetzen 
zur Parteienfinanzierung nicht in Konflikt geraten. 

https://www.anti-spiegel.ru/2021/warum-politikern-in-deutschland-keine-strafverfolgung-droht/
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 In einem Rechtsstaat müsste ein Staatsanwalt diesem 
Anfangsverdacht nachgehen, das ist aber nicht passiert, weil der 
Justizminister, der damals Heiko Maas hieß und von SPD war, das 
untersagt hat. 

Es kommt noch besser: Heiko Maas war selbst einer von denen, die 
sich für Geld mit den Lobbyisten getroffen haben. 
Bundesjustizminister Heiko Maas konnte also Kraft seines Amtes 
den Staatsanwalt anweisen, nicht gegen Heiko Maas zu ermitteln. 
Was nach Bananenrepublik klingt, ist in Deutschland geltendes 
Recht, wie auch der Europäische Gerichtshof bereits festgestellt 
hat, wie Sie hier mit Link zum Urteil nachlesen können. 

https://www.anti-spiegel.ru/2019/urteil-des-europaeischen-gerichtshofes-
justiz-in-deutschland-ist-nicht-unabhaengig/ 

Auch Strafanzeigen gegen Merkel (zum Beispiel während der 
Flüchtlingskrise) und Schröder (wegen des illegalen Angriffskrieges 
gegen Jugoslawien) wurden reichlich gestellt, die Staatsanwaltschaften 
sind diesen Anzeigen jedoch nicht nachgegangen. 

Oder nehmen wir den Fall Barschel. Es ist kein Geheimnis, dass die 
ermittelnden Staatsanwälte immer wieder von ihren Vorgesetzten 
gestoppt wurden, wenn sie in diesem Fall zu intensiv ermitteln wollten. 
Immerhin ging es hier nicht „nur” um einen Mordverdacht, sondern auch 
um einen der größten Skandale in der Geschichte der Bundesrepublik, 
aber den Staatsanwälten wurde untersagt, zu ermitteln. Stattdessen 
durfte es parlamentarische Untersuchungsausschüsse geben, in denen 
die Leute saßen, gegen die ein Staatsanwalt eventuell ermittelt hätte. 
Und daher war auch nicht zu erwarten, dass dabei viel herauskommen 
würde. Es kam ja auch nichts dabei raus, bis heute ist der Fall nicht 
aufgeklärt. 

Dazu und über weitere Hintergründe, habe ich schon viel recherchiert 
und hier auf dem Anti-Spiegel auch berichtet. In meinem neuen Buch 
„Abhängig beschäftigt – Wie Deutschlands führende Politiker im 
Interesse wirklich Mächtigen handeln“ habe ich all die Erkenntnisse, die 
hier auf viele Artikel verteilt sind, in einem Kapitel zusammengefasst. Es 
war sogar für mich, dem das alles längst bekannt ist, schockierend, das 
in so komprimierter Form zu lesen. Und es ist wichtig, wenn man 
verstehen möchte, wie das politische System in Deutschland tatsächlich 
funktioniert. 

 

https://www.anti-spiegel.ru/2019/urteil-des-europaeischen-gerichtshofes-justiz-in-deutschland-ist-nicht-unabhaengig/
https://www.anti-spiegel.ru/2019/urteil-des-europaeischen-gerichtshofes-justiz-in-deutschland-ist-nicht-unabhaengig/
https://www.anti-spiegel.ru/2019/urteil-des-europaeischen-gerichtshofes-justiz-in-deutschland-ist-nicht-unabhaengig/
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Deutsches Recht Auszüge 

Grundsätze / Urteile 

EuGH C-508/18 und C-82/19 PPU - Urteil des EuGH (Große 
Kammer) vom 27. Mai 2019 (OG und PI) 

Europäischer Haftbefehl (Begriff ‚ausstellende 
Justizbehörde‘; von der Staatsanwaltschaft eines 
Mitgliedstaats ausgestellter Europäischer Haftbefehl; 
Status, Vorliegen eines Unterordnungsverhältnisses 
gegenüber einem Organ der Exekutive, Befugnis des 
Justizministers zu Einzelweisungen; keine Gewähr für 
Unabhängigkeit); Polizeiliche und justizielle 
Zusammenarbeit in Strafsachen.  
 
Art. 1 Abs. 1 Rahmenbeschluss 2002/584/JI; Art. 6 Abs. 1 
Rahmenbeschluss 2002/584/JI; Section 2 (1) Irish European 
Arrest Warrant Act 2003 (Irisches Gesetz über den 
Europäischen Haftbefehl von 2003); Section 20 Irish 
European Arrest Warrant Act 2003 (Irisches Gesetz über 
den Europäischen Haftbefehl von 2003); § 146 GVG; § 147 
GVG 

Leitsätze 

1. Der Begriff „ausstellende Justizbehörde“ im Sinne von 
Art. 6 Abs. 1 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI des 
Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäischen 
Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den 
Mitgliedstaaten in der durch den Rahmenbeschluss 
2009/299/JI des Rates vom 26. Februar 2009 
geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass 
darunter nicht die Staatsanwaltschaften eines 
Mitgliedstaats fallen, die der Gefahr ausgesetzt 
sind, im Rahmen des Erlasses einer Entscheidung 
über die Ausstellung eines Europäischen Haftbefehls 
unmittelbar oder mittelbar Anordnungen oder 
Einzelweisungen seitens der Exekutive, etwa eines 

http://dejure.org/gesetze/GVG/146.html
http://dejure.org/gesetze/GVG/147.html
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Justizministers, unterworfen zu werden. (EuGH)  
 
2. Sowohl der Grundsatz des gegenseitigen 
Vertrauens zwischen den Mitgliedstaaten als auch der 
Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung, der 
seinerseits auf dem gegenseitigen Vertrauen zwischen 
den Mitgliedstaaten beruht, haben im Unionsrecht 
fundamentale Bedeutung, da sie die Schaffung und 
Aufrechterhaltung eines Raums ohne Binnengrenzen 
ermöglichen. Konkret verlangt der Grundsatz des 
gegenseitigen Vertrauens, namentlich in Bezug auf 
den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, 
von jedem Mitgliedstaat, abgesehen von 
außergewöhnlichen Umständen, davon auszugehen, 
dass alle anderen Mitgliedstaaten das Unionsrecht 
und insbesondere die im Unionsrecht anerkannten 
Grundrechte beachten. (Bearbeiter)  
 
3. Der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung 
setzt voraus, dass nur Europäische Haftbefehle im 
Sinne von Art. 1 Abs. 1 des Rahmenbeschlusses 
2002/584 gemäß dessen Bestimmungen zu 
vollstrecken sind. Wie aus diesem Artikel hervorgeht, 
handelt es sich bei einem solchen Haftbefehl um eine 
„justizielle Entscheidung“, so dass er von einer 
„Justizbehörde“ im Sinne von Art. 6 Abs. 1 des 
Rahmenbeschlusses ausgestellt worden sein muss. 
Nach dieser Vorschrift ist ausstellende Justizbehörde 
die Justizbehörde des Ausstellungsmitgliedstaats, die 
nach dem Recht dieses Staates für die Ausstellung 
eines Europäischen Haftbefehls zuständig ist. 
(Bearbeiter)  
 
4. Zwar können die Mitgliedstaaten im Einklang mit 
dem Grundsatz der Verfahrensautonomie in ihrem 
nationalen Recht die für die Ausstellung eines 
Europäischen Haftbefehls zuständige „Justizbehörde“ 
bestimmen. Gleichwohl bedarf der genannte Begriff in 
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der gesamten Union einer autonomen und 
einheitlichen Auslegung, die nach ständiger 
Rechtsprechung des Gerichtshofs unter 
Berücksichtigung sowohl des Wortlauts der Vorschrift 
als auch des Kontexts, in den sie sich einfügt, und des 
mit dem Rahmenbeschluss verfolgten Ziels zu 
ermitteln ist. (Bearbeiter)  
 
5. Der Begriff „Justizbehörde“ ist nicht allein auf die 
Richter oder Gerichte eines Mitgliedstaats beschränkt. 
Der Begriff „Justizbehörde“ im Sinne von Art. 6 Abs. 1 
des Rahmenbeschlusses 2002/584 kann sich auf die 
Behörden eines Mitgliedstaats erstrecken, die, ohne 
notwendigerweise Richter oder Gerichte zu sein, in 
diesem Mitgliedstaat an der Strafrechtspflege 
mitwirken. (Bearbeiter)  
 
6. Wenn ein Europäischer Haftbefehl ausgestellt wird, 
damit ein anderer Mitgliedstaat eine zum Zweck der 
Strafverfolgung gesuchte Person festnimmt und 
übergibt, muss diese Person in einem ersten Stadium 
des Verfahrens in den Genuss der Verfahrens- und 
Grundrechte gekommen sein, deren Schutz die 
Justizbehörden des Ausstellungsmitgliedstaats nach 
dem anzuwendenden nationalen Recht, insbesondere 
im Hinblick auf den Erlass eines nationalen 
Haftbefehls, zu gewährleisten haben. (Bearbeiter)  
 
7. Das System des Europäischen Haftbefehls enthält 
einen zweistufigen Schutz der Verfahrens- und 
Grundrechte, in deren Genuss die gesuchte Person 
kommen muss, da zu dem gerichtlichen Schutz auf 
der ersten Stufe, beim Erlass einer nationalen 
Entscheidung wie eines nationalen Haftbefehls, der 
Schutz hinzukommt, der auf der zweiten Stufe, bei der 
Ausstellung des Europäischen Haftbefehls, zu der es 
gegebenenfalls kurze Zeit nach dem Erlass dieser 
nationalen justiziellen Entscheidung kommen kann, zu 
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gewährleisten ist. (Bearbeiter)  
 
8. Bei einer Maßnahme, die - wie die Ausstellung eines 
Europäischen Haftbefehls - das in Art. 6 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union verankerte 
Recht auf Freiheit des Betroffenen beeinträchtigen 
kann, impliziert dieser Schutz, dass zumindest auf 
einer seiner beiden Stufen eine Entscheidung erlassen 
wird, die den einem wirksamen gerichtlichen 
Rechtsschutz innewohnenden Anforderungen genügt. 
(Bearbeiter)  
 
9. Wenn nach dem Recht des 
Ausstellungsmitgliedstaats für die Ausstellung eines 
Europäischen Haftbefehls eine Behörde zuständig ist, 
die in diesem Mitgliedstaat an der Rechtspflege 
mitwirkt, aber kein Richter oder Gericht ist, muss die 
nationale justizielle Entscheidung - wie ein nationaler 
Haftbefehl -, auf die sich der Europäische Haftbefehl 
stützt, ihrerseits die oben unter 8. genannten 
Anforderungen erfüllen. (Bearbeiter)  
 
10. Die oben unter 8. erwähnte zweite Stufe des 
Schutzes der Rechte des Betroffenen impliziert, dass 
die nach nationalem Recht für die Ausstellung eines 
Europäischen Haftbefehls zuständige Justizbehörde 
insbesondere überprüft, ob die für seine Ausstellung 
erforderlichen Voraussetzungen eingehalten wurden 
und ob seine Ausstellung in Anbetracht der 
Besonderheiten des Einzelfalls verhältnismäßig war. 
(Bearbeiter)  
 
11. Die „ausstellende Justizbehörde“ im Sinne von 
Art. 6 Abs. 1 des Rahmenbeschlusses 2002/584 muss 
in der Lage sein, die oben unter 10. geführte Aufgabe 
in objektiver Weise wahrzunehmen, unter 
Berücksichtigung aller be- und entlastenden 
Gesichtspunkte und ohne Gefahr zu laufen, dass ihre 

http://dejure.org/gesetze/GRCh/6.html
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Entscheidungsbefugnis Gegenstand externer 
Anordnungen oder Weisungen, insbesondere seitens 
der Exekutive, ist, so dass kein Zweifel daran besteht, 
dass die Entscheidung, den Europäischen Haftbefehl 
auszustellen, von dieser Behörde getroffen wurde und 
nicht letzten Endes von der Exekutive. (Bearbeiter)  
 
12. Die ausstellende Justizbehörde der 
vollstreckenden Justizbehörde muss die Gewähr 
bieten können, dass sie angesichts der nach der 
Rechtsordnung des Ausstellungsmitgliedstaats 
bestehenden Garantien bei der Ausübung ihrer der 
Ausstellung eines Europäischen Haftbefehls 
innewohnenden Aufgaben unabhängig handelt. Diese 
Unabhängigkeit verlangt, dass es Rechts- und 
Organisationsvorschriften gibt, die zu gewährleisten 
vermögen, dass die ausstellende Justizbehörde, wenn 
sie die Entscheidung trifft, einen solchen Haftbefehl 
auszustellen, nicht der Gefahr ausgesetzt ist, etwa 
einer Einzelweisung seitens der Exekutive 
unterworfen zu werden. Außerdem müssen, wenn 
nach dem Recht des Ausstellungsmitgliedstaats für 
die Ausstellung eines Europäischen Haftbefehls eine 
Behörde zuständig ist, die in diesem Mitgliedstaat an 
der Rechtspflege mitwirkt, aber selbst kein Gericht ist, 
in dem Mitgliedstaat die Entscheidung über die 
Ausstellung eines solchen Haftbefehls und 
insbesondere ihre Verhältnismäßigkeit in einer Weise 
gerichtlich überprüfbar sein, die den Erfordernissen 
eines wirksamen gerichtlichen Rechtsschutzes voll 
und ganz genügt. (Bearbeiter) 
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§ 146 des Gerichtsverfassungsgesetzes (im Folgenden: GVG) 
lautet: 

 „Die Beamten der Staatsanwaltschaft haben den dienstlichen 
Anweisungen ihres Vorgesetzten nachzukommen.“ 

 § 147 GVG bestimmt: 

 „Das Recht der Aufsicht und Leitung steht zu: 

1.      dem Bundesminister der Justiz und für Verbraucherschutz 
hinsichtlich des Generalbundesanwalts und der 
Bundesanwälte; 

2.      der Landesjustizverwaltung hinsichtlich aller 
staatsanwaltschaftlichen Beamten des betreffenden Landes; 

3.      dem ersten Beamten der Staatsanwaltschaft bei den 
Oberlandesgerichten und den Landgerichten hinsichtlich aller 
Beamten der Staatsanwaltschaft ihres Bezirks.“ 

Ausgangsrechtsstreitigkeiten und Vorlagefragen 

Rechtssache C-508/18 

OG erhob vor dem High Court (Hoher Gerichtshof) Klage und 
stellte die Gültigkeit des Europäischen Haftbefehls u. a. mit dem 
Einwand in Abrede, dass die Staatsanwaltschaft Lübeck keine 
„Justizbehörde“ im Sinne von Art. 6 Abs. 1 des 
Rahmenbeschlusses 2002/584 sei. 

Zur Stützung dieses Vorbringens legte OG ein Rechtsgutachten 
eines deutschen Anwalts vor, aus dem u. a. hervorgeht, dass 
die Staatsanwaltschaft nach deutschem Recht nicht die 
autonome oder unabhängige Stellung eines Gerichts innehabe, 
sondern zu einer Verwaltungshierarchie unter der Leitung des 
Justizministers gehöre, so dass die Gefahr einer politischen 
Einflussnahme auf die Übergabeverfahren bestehe. Zudem sei 
die Staatsanwaltschaft keine Justizbehörde und dürfe, 
abgesehen von außergewöhnlichen Umständen,  

http://dejure.org/gesetze/GVG/146.html
http://dejure.org/gesetze/GVG/147.html
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nicht die Inhaftierung oder die Festnahme einer Person 
anordnen. Dazu sei nur ein Richter oder ein Gericht befugt. Die 
Staatsanwaltschaft sei für die Vollstreckung eines von einem 
Richter oder einem Gericht erlassenen nationalen Haftbefehls 
zuständig, gegebenenfalls durch Ausstellung eines 
Europäischen Haftbefehls. Infolgedessen sei an der 
Ausstellung des Europäischen Haftbefehls von OG keine 
„Justizbehörde“ im Sinne von Art. 6 Abs. 1 des 
Rahmenbeschlusses 2002/584 beteiligt gewesen. 

Unter diesen Umständen wandte sich der High Court (Hoher 
Gerichtshof) über die irische zentrale Behörde an die 
Staatsanwaltschaft Lübeck und ersuchte sie um weitere 
Informationen zu dem Vorbringen von OG in Bezug auf die 
Einstufung der Staatsanwaltschaft als „Justizbehörde“, 
insbesondere in Anbetracht der Urteile vom 10. November 
2016, Poltorak (C-452/16 PPU, EU:C:2016:858), und vom 
10. November 2016, Özçelik (C-453/16 PPU, EU:C:2016:860). 

 Am 8. Dezember 2016 antwortete die Staatsanwaltschaft 
Lübeck auf dieses Ersuchen. Sie führte aus, nach deutschem 
Recht sei die Staatsanwaltschaft ein den nationalen Gerichten 
gleichgeordnetes Organ der Strafrechtspflege; ihr obliege die 
Strafverfolgung und die Mitwirkung im Strafverfahren. Sie sorge 
u. a. für die Rechtmäßigkeit und die Ordnungsmäßigkeit des 
Ermittlungsverfahrens sowie für dessen reibungslosen Ablauf. 
Sie schaffe die Vorbedingungen für die Ausübung der 
rechtsprechenden Gewalt und vollstrecke die gerichtlichen 
Entscheidungen. Sie sei, anders als die Richter, zur Einleitung 
von Ermittlungsverfahren befugt. 

Zu ihrer Beziehung zum Schleswig-Holsteinischen Minister für 
Justiz (Deutschland) gab die Staatsanwaltschaft Lübeck an, der 
Minister sei ihr gegenüber nicht weisungsbefugt. Nach 
nationalem Recht sei nur die den Staatsanwaltschaften in 
Schleswig-Holstein vorgesetzte Staatsanwaltschaft beim 
Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgericht (Deutschland) (im 
Folgenden: Generalstaatsanwalt) weisungsbefugt gegenüber 
dem Leitenden Oberstaatsanwalt der Staatsanwaltschaft 

http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-452/16
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2016:858
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-453/16
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2016:860
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Lübeck (Deutschland). Darüber hinaus finde die 
Weisungsbefugnis ihre Schranke im Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland und in dem für das Strafverfahren 
geltenden Legalitätsprinzip, das seinerseits auf dem 
Rechtsstaatsprinzip beruhe. Der Minister könne zwar unter 
Umständen gegenüber dem Generalstaatsanwalt ein 
sogenanntes „externes“ Weisungsrecht ausüben, müsse dabei 
aber die genannten Grundsätze beachten. Außerdem sei er in 
Schleswig-Holstein verpflichtet, den Präsidenten des Landtags 
(Deutschland) zu unterrichten, wenn er dem 
Generalstaatsanwalt eine Weisung erteile. Im vorliegenden Fall 
habe weder der Justizminister dem Generalstaatsanwalt noch 
Letzterer der Staatsanwaltschaft Lübeck eine Weisung in Bezug 
auf OG erteilt. 

Am 20. März 2017 wies der High Court (Hoher Gerichtshof) das 
Vorbringen von OG zurück, dass die Staatsanwaltschaft Lübeck 
keine „Justizbehörde“ im Sinne von Art. 6 Abs. 1 des 
Rahmenbeschlusses 2002/584 sei. Der Court of Appeal 
(Berufungsgerichtshof, Irland), bei dem ein Rechtsmittel gegen 
das Urteil des High Court (Hoher Gerichtshof) eingelegt wurde, 
bestätigte dessen Urteil. 

Das vorlegende Gericht - der Supreme Court (Oberster 
Gerichtshof, Irland) - ließ die Einlegung eines Rechtsmittels 
gegen das Urteil des Court of Appeal (Berufungsgerichtshof) 
zu. 

In Anbetracht der ihm vorliegenden Beweise hat das 
vorlegende Gericht Zweifel daran, ob die Staatsanwaltschaft 
Lübeck die Voraussetzung der Unabhängigkeit und die 
Voraussetzung in Bezug auf die Rolle bei der Strafrechtspflege 
erfüllt, die sich aus den Urteilen des Gerichtshofs vom 29. Juni 
2016, Kossowski (C-486/14, EU:C:2016:483), vom 
10. November 2016, Poltorak (C-452/16 PPU, EU:C:2016:858), 
vom 10. November 2016, Özçelik (C-453/16 PPU, 
EU:C:2016:860), und vom 10. November 2016, Kovalkovas (C-
477/16 PPU, EU:C:2016:861), ergeben und die erfüllt sein 
müssen, um die Staatsanwaltschaft als „Justizbehörde“ im 

http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-486/14
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2016:483
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-452/16
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2016:858
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-453/16
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2016:860
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-477/16
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-477/16
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2016:861
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Sinne von Art. 6 Abs. 1 des Rahmenbeschlusses 2002/584 
einstufen zu können. 

Das vorlegende Gericht führt aus, nach dem institutionellen 
Aufbau der Staatsanwaltschaft in Deutschland scheine die 
Staatsanwaltschaft Lübeck der Leitung und Weisungen durch 
die Exekutive zu unterliegen. Daher sei zweifelhaft, ob die 
Staatsanwaltschaft die vom Gerichtshof in den genannten 
Urteilen aufgestellten Grundsätze erfülle und ob ihre 
Unabhängigkeit in dem bei ihm anhängigen Fall allein daraus 
geschlossen werden könne, dass die Exekutive in Bezug auf 
den gegen OG ergangenen Europäischen Haftbefehl keinen 
Gebrauch von ihrer Leitungs- und Weisungsbefugnis gemacht 
habe. 

Die Staatsanwaltschaft spiele zwar in Deutschland eine 
wesentliche Rolle bei der Rechtspflege, nehme aber andere 
Aufgaben wahr als die Gerichte oder die Richter. Selbst wenn 
die Voraussetzung in Bezug auf ihre Unabhängigkeit erfüllt sein 
sollte, sei daher nicht klar, ob sie die Voraussetzung in Bezug 
auf die Mitwirkung an der Rechtspflege erfülle, die vorliegen 
müsse, um sie als „Justizbehörde“ im Sinne von Art. 6 Abs. 1 
des Rahmenbeschlusses 2002/584 einstufen zu können. 

Unter diesen Umständen hat der Supreme Court (Oberster 
Gerichtshof) das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof 
folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

Ist die Unabhängigkeit eines Staatsanwalts von der Exekutive 
anhand seiner Stellung in der entsprechenden nationalen 
Rechtsordnung zu beurteilen? Wenn nein, nach welchen 
Kriterien beurteilt sich dann die Unabhängigkeit von der 
Exekutive? 

Ist ein Staatsanwalt, der nach nationalem Recht entweder direkt 
oder indirekt einer möglichen Leitung oder Weisung durch ein 
Justizministerium unterliegt, von der Exekutive hinreichend 
unabhängig,  
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um als „Justizbehörde“ im Sinne von Art. 6 Abs. 1 des 
Rahmenbeschlusses 2002/584 angesehen werden zu können? 

Wenn ja, muss der Staatsanwalt auch funktionell von der 
Exekutive unabhängig sein, und nach welchen Kriterien 
beurteilt sich die funktionelle Unabhängigkeit? 

Falls er von der Exekutive unabhängig ist: Ist ein Staatsanwalt, 
dessen Aufgaben darauf beschränkt sind, Ermittlungen 
einzuleiten und durchzuführen sowie sicherzustellen, dass 
solche Ermittlungen objektiv und rechtmäßig durchgeführt 
werden, Anklagen zu erheben, gerichtliche Entscheidungen zu 
vollstrecken und Straftaten zu verfolgen, der keine nationalen 
Haftbefehle ausstellt und der keine richterlichen Aufgaben 
wahrnehmen darf, eine „Justizbehörde“ im Sinne von Art. 6 
Abs. 1 des Rahmenbeschlusses 2002/584? 

Ist die Staatsanwaltschaft Lübeck eine „Justizbehörde“ im Sinne 
von Art. 6 Abs. 1 des Rahmenbeschlusses 2002/584? 

Rechtssache C-82/19 PPU 

In diesem Kontext möchte der High Court (Hoher Gerichtshof) 
ebenso wie der Supreme Court (Oberster Gerichtshof) in der 
Rechtssache C-508/18 wissen, welche Kriterien ein nationales 
Gericht anwenden muss, um zu bestimmen, ob die 
Staatsanwaltschaft eine „Justizbehörde“ im Sinne von Art. 6 
Abs. 1 des Rahmenbeschlusses 2002/584 ist. 

 

Ist die Unabhängigkeit eines Staatsanwalts von der Exekutive 
anhand seiner Stellung in der entsprechenden nationalen 
Rechtsordnung zu beurteilen? Wenn nein, nach welchen 
Kriterien beurteilt sich dann die Unabhängigkeit von der 
Exekutive? 

Ist ein Staatsanwalt, der nach nationalem Recht entweder direkt 
oder indirekt einer möglichen Leitung oder Weisung durch ein 
Justizministerium unterliegt,  

http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-82/19
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von der Exekutive hinreichend unabhängig, um als 
„Justizbehörde“ im Sinne von Art. 6 Abs. 1 des 
Rahmenbeschlusses 2002/584 angesehen werden zu können? 

Wenn ja, muss der Staatsanwalt auch funktionell von der 
Exekutive unabhängig sein, und nach welchen Kriterien 
beurteilt sich die funktionelle Unabhängigkeit? 

Falls er von der Exekutive unabhängig ist: Ist ein Staatsanwalt, 
dessen Aufgaben darauf beschränkt sind, Ermittlungen 
einzuleiten und durchzuführen sowie sicherzustellen, dass 
solche Ermittlungen objektiv und rechtmäßig durchgeführt 
werden, Anklagen zu erheben, gerichtliche Entscheidungen zu 
vollstrecken und Straftaten zu verfolgen, der keine nationalen 
Haftbefehle ausstellt und der keine richterlichen Aufgaben 
wahrnehmen darf, eine „Justizbehörde“ im Sinne von Art. 6 
Abs. 1 des Rahmenbeschlusses 2002/584? 

Mit ihren jeweiligen Fragen, die gemeinsam zu prüfen sind, 
möchten die vorlegenden Gerichte wissen, ob der Begriff 
„ausstellende Justizbehörde“ im Sinne von Art. 6 Abs. 1 des 
Rahmenbeschlusses 2002/584 dahin auszulegen ist, dass 
darunter die Staatsanwaltschaften eines Mitgliedstaats fallen, 
die für die Verfolgung von Straftaten zuständig sind und in 
einem Unterordnungsverhältnis zu einem Organ der Exekutive 
dieses Mitgliedstaats wie einem Justizminister stehen, dessen 
Anordnungen oder Einzelweisungen sie im Rahmen des 
Erlasses einer Entscheidung über die Ausstellung eines 
Europäischen Haftbefehls unmittelbar oder mittelbar 
unterworfen werden können. 

Einleitend ist darauf hinzuweisen, dass sowohl der Grundsatz 
des gegenseitigen Vertrauens zwischen den Mitgliedstaaten als 
auch der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung, der 
seinerseits auf dem gegenseitigen Vertrauen zwischen den 
Mitgliedstaaten beruht, im Unionsrecht fundamentale 
Bedeutung haben, da sie die Schaffung und Aufrechterhaltung 
eines Raums ohne Binnengrenzen ermöglichen. Konkret 
verlangt der Grundsatz des gegenseitigen Vertrauens, 
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namentlich in Bezug auf den Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts, von jedem Mitgliedstaat, abgesehen von 
außergewöhnlichen Umständen davon auszugehen, dass alle 
anderen Mitgliedstaaten das Unionsrecht und insbesondere die 
im Unionsrecht anerkannten Grundrechte beachten (Urteil vom 
25. Juli 2018, Minister for Justice and Equality [Mängel des 
Justizsystems], C-216/18 PPU, EU:C:2018:586, Rn. 36 und die 
dort angeführte Rechtsprechung). 

 

 Insoweit ist erstens darauf hinzuweisen, dass der Gerichtshof 
bereits entschieden hat, dass sich der in dieser Bestimmung 
verwendete Begriff „Justizbehörde“ nicht allein auf die Richter 
oder Gerichte eines Mitgliedstaats beschränkt, sondern so zu 
verstehen ist, dass er darüber hinaus die Behörden erfasst, die 
in diesem Mitgliedstaat an der Strafrechtspflege mitwirken, im 
Unterschied insbesondere zu Ministerien oder Polizeibehörden, 
die zur Exekutive gehören (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 
10. November 2016, Poltorak, C-452/16 PPU, EU:C:2016:858, 
Rn. 33 und 35, sowie vom 10. November 2016, Kovalkovas, C-
477/16 PPU, EU:C:2016:861, Rn. 34 und 36). 

Daraus folgt, dass sich der Begriff „Justizbehörde“ im Sinne von 
Art. 6 Abs. 1 des Rahmenbeschlusses 2002/584 auf die 
Behörden eines Mitgliedstaats erstrecken kann, die, ohne 
notwendigerweise Richter oder Gerichte zu sein, in diesem 
Mitgliedstaat an der Strafrechtspflege mitwirken 

Im vorliegenden Fall ergibt sich aus den in den 
Vorlageentscheidungen enthaltenen und von der deutschen 
Regierung in der mündlichen Verhandlung vor dem Gerichtshof 
bestätigten Angaben zwar, 

dass die deutschen Staatsanwaltschaften zur Objektivität 
verpflichtet sind und nicht nur belastende, sondern auch 
entlastende Umstände zu ermitteln haben.  

http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-216/18
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2018:586
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-452/16
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2016:858
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-477/16
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-477/16
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2016:861
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Gleichwohl verfügt nach den genannten Angaben der 
Justizminister über ein „externes“ Weisungsrecht gegenüber 
den Staatsanwaltschaften (§§ 146 und 147 GVG). 

Wie die deutsche Regierung in der mündlichen Verhandlung 
vor dem Gerichtshof bestätigt hat, verleiht dieses 
Weisungsrecht dem Justizminister die Befugnis, unmittelbaren 
Einfluss auf die Entscheidung einer Staatsanwaltschaft zu 
nehmen, einen Europäischen Haftbefehl zu erlassen oder 
gegebenenfalls nicht zu erlassen. Die deutsche Regierung hat 
hinzugefügt, dass das Weisungsrecht insbesondere im Stadium 
der Prüfung, ob die Ausstellung eines Europäischen 
Haftbefehls verhältnismäßig ist, ausgeübt werden kann. 

Die deutsche Regierung hat zwar darauf hingewiesen, dass das 
deutsche Recht Garantien vorsehe, die es ermöglichten, das 
Weisungsrecht des Justizministers gegenüber der 
Staatsanwaltschaft zu begrenzen, so dass die Fälle, in denen 
von ihm Gebrauch gemacht werden könne, äußerst selten 
seien. 

Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Große Kammer) 
für Recht erkannt: 

Die Rechtssachen C-508/18 und C-82/19 PPU werden zu 
gemeinsamem Urteil verbunden.  
 
Der Begriff „ausstellende Justizbehörde“ im Sinne von Art. 6 
Abs. 1 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI des Rates vom 
13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl und die 
Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten in der durch 
den Rahmenbeschluss 2009/299/JI des Rates vom 26. Februar 
2009 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass darunter 
nicht die Staatsanwaltschaften eines Mitgliedstaats fallen, 
die der Gefahr ausgesetzt sind, im Rahmen des Erlasses 
einer Entscheidung über die Ausstellung eines 
Europäischen Haftbefehls unmittelbar oder mittelbar 
Anordnungen oder Einzelweisungen seitens der Exekutive, 
etwa eines Justizministers, unterworfen zu werden. 

http://dejure.org/gesetze/GVG/146.html
http://dejure.org/gesetze/GVG/147.html
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-82/19

